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Prävention: Staat darf sich nicht 
aus Verantwortung schleichen
Die Ersatzkassen haben sich zum maßgeblichen Player in der Präven-
tion entwickelt – eine Rolle, die sie verantwortungsvoll wahrnehmen. 
Trotzdem bleibt Gesundheitsförderung eine Gemeinschaftsaufgabe: 
Sie geht alle an, auch die öffentlichen Haushalte und die Arbeitgeber.

Was lange währt, wird end-
lich gut – ob dies auf das ge-
plante Präventionsgesetz zu-
trifft, ist noch offen. Noch in 

diesem Jahr könnte ein erster Entwurf das 
Licht der Welt erblicken, so ist aus Berlin 
zu hören. Es wäre der vierte Versuch nach 
gescheiterten Anläufen unter anderem von 
Rot-Grün zu Beginn des Jahrtausends und 
zuletzt von Schwarz-Gelb. Damals wie heu-
te gibt es einen breiten gesellschaftlichen 
Konsens, Prävention und Gesundheitsför-
derung zu stärken. Dass jeder Einzelne da-
rin unterstützt werden sollte, gesund zu le-
ben und Ressourcen für den Umgang mit 
schwierigen Lebenssituationen aufzubau-
en – etwa durch regelmäßigen Sport oder 
durch die Verminderung von Gesundheits-
gefahren am Arbeitsplatz – , darin besteht 
Einigkeit. Wenn es jedoch um die Finanzie-
rung von präventiven Angeboten geht und 
um die Wege, wie z.B. sozial benachteilig-
te Menschen am besten miteingebunden 
werden können, ziehen die Akteure ganz 
schnell nicht mehr alle am gleichen Strang.

Für die Ersatzkassen steht fest: Prä-
vention ist eine Gemeinschaftsaufgabe. 

Denn die gesundheitlichen Chancen des 
Einzelnen werden von vielen Faktoren be-
einflusst, die größtenteils außerhalb des 
Einflussbereichs der Gesundheitspolitik 
liegen: zum Beispiel durch Bildung, Erzie-
hung, Beruf, Einkommen, soziale Teilhabe 
und die Entwicklung des Städtebaus. Hier 
sind unter anderem die öffentlichen Haus-
halte im Bund und in den Ländern sowie 
die Arbeitgeber gefragt 

Aber auch innerhalb des Systems der 
gesundheitlichen Versorgung tragen zahl-
reiche weitere Akteure Verantwortung – 
zum Beispiel die Unfallversicherung, die 
private Krankenversicherung, der Arbeits-
schutz in den Betrieben und die Gesund-
heitsämter. 

Da die Hoffnung stets zuletzt stirbt, 
gehen die Ersatzkassen erst einmal da-
von aus, dass die Regierung dies in dem 
angekündigten Entwurf für ein Präventi-
onsgesetz berücksichtigt und nicht erneut 
einseitig die Krankenkassen über Gebühr 
belastet. Aufgaben der öffentlichen Da-
seinsfürsorge, sei es gesundes Schulessen 
oder großangelegte Aufklärungskampag-
nen über ansteckende Krankheiten, müssen 
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Niemand sollte durch einen Kli-
nik- oder Heimaufenthalt kränker 
werden, als er schon ist. Die Ersatz-
kassen sind daher die größten För-
derer des „Aktionsbündnisses Pa-
tientensicherheit“, das den Schutz 
von Patienten verbessern möch-
te. Seine Kampagne „Aktion Sau-
bere Hände“ appelliert an Ärzte 
und Pflegende, ihre Hände gründ-
lich zu desinfizieren. Das Bünd-
nis hatte Anfang April zusammen 
mit anderen Akteuren nach Ham-
burg zum „Gemeinsamen Kongress 
für Patientensicherheit“ eingela-
den, auf dem rund 500 Teilnehmer 
Erfahrungen austauschten. Im Mit-
telpunkt standen dabei auch Feh-
lermeldesysteme. Der vdek setzt 
sich dafür ein, solche Systeme 
noch stärker zu etablieren und die 
Transparenz der dort gesammelten 
Daten zu verbessern, um verlässli-
che Strategien für mehr Sicherheit 
zu entwickeln.

K O N g R E ss

Sicherheit für 
Patienten verbessern
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ausschließlich projektbezogen. Jüngs-
tes Beispiel ist ein Projekt zur Förde-
rung der seelischen Gesundheit Jugend-
licher in Hamburger Produktionsschulen 
und an der Hochschule. In dessen Ent-
wicklung floss die Expertise von mehre-
ren HAG-Mitgliedsorganisationen ein: der 

Psychotherapeutenkammer, der Schulbe-
hörde, der Krankenkassen und des Uni-
versitätsklinikums Hamburg-Eppendorf. 
Viele weitere Organisationen werden im 
Projektbeirat beteiligt. Für die Finanzie-
rung konnten alle Hamburger Kranken-
kassen gewonnen werden. Dies hat in der 
Hansestadt bereits Tradition. Besonders 
Projekte, die die gesundheitlichen Chan-
cen sozial benachteiligter Gruppen stär-
ken, stehen im Fokus der gemeinsamen 
Aktivitäten. Was in Hamburg bereits ohne 
gesetzliche Regelung funktioniert, könnte 
vor dem Hintergrund der Diskussionen um 
ein Präventionsgesetz durchaus Modell-
charakter entwickeln.  

mit Steuergeldern finanziert werden und 
dürfen nicht auf die Solidargemeinschaft 
der Beitragszahler verlagert werden. Die 
Idee aus dem letzten Anlauf zum Präventi-
onsgesetz, einen zweistelligen Millionen-
betrag an Krankenkassen-Beitragsgeldern 
in die Mitfinanzierung einer Bundesbehör-
de fließen zu lassen, sollte auf keinen Fall 
wiederbelebt werden.

 Was aber möglich ist, wird in Hamburg 
schon lange vorgemacht: Gemeinsam ge-
stalten hier Akteure des Gesundheitswe-
sens verschiedene Präventionsprojekte in 
der Hansestadt. Die Ausgangsplattform da-
für bietet die Hamburger Arbeitsgemein-
schaft für Gesundheitsförderung (HAG). 
Von Gesundheitsförderung in Schulen und 
Kindergärten, über Präventionsketten im 
Stadtteil, bis hin zur Gesundheitsförde-
rung bei Obdachlosen reicht das Themen-
spektrum. Die HAG vernetzt als Arbeitsge-
meinschaft mit gut 60 Mitgliedern und als 
Organisatorin des sogenannten „Hambur-
ger Paktes für Prävention“ mit seinen 130 
Partnerorganisationen die relevanten Ak-
teure. Und darüber hinaus all jene, die sich 
für das Thema interessieren und in ihrem 
Arbeitsbereich umsetzen möchten. Haupt-
finanziers sind die gesetzlichen Kranken-
kassen und die Hamburger Gesundheits-
behörde. Während die Behörde in erster 
Linie die Struktur der Arbeitsgemeinschaft 
finanziert, ist die Krankenkassenförderung 

Im vierten Anlauf soll es nun kom-
men – das Präventionsgesetz. Ge-
sundheitsförderung ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe und so ist 
es richtig, mit dem Gesetz alle Sozi-
alversicherungen, Bund, Länder und 
Kommunen in die Verantwortung 
zu nehmen. Dabei muss die verfas-
sungsrechtlich gebotene Trennung 
der Aufgaben der Sozialversiche-
rungsträger auf der einen und der 
öffentlichen Hand auf der anderen 
Seite beachtet werden. Folgerichtig 
wird es keinen großen Präventions-
fonds geben können. 
Wie gemeinschaftliches Handeln 
trotzdem realisiert werden kann, zei-
gen die Akteure in Hamburg. Hier zah-
len alle Kassen in einen Projektförder-
topf und entscheiden gemeinsam über 
dessen Verwendung. Die Hamburgi-
sche Arbeitsgemeinschaft für Gesund-
heitsförderung, deren Infrastruktur 
die Gesundheitsbehörde finanziert, 
koordiniert alle Maßnahmen.
Die Kassen stützen sich bei ihrem En-
gagement auf den „Leitfaden Prä-
vention“ als zentrales Instrument der 
Qualitätssicherung. So wird sicherge-
stellt, dass die Gelder zweckgebunden 
verwendet werden. Wenn mit dem Ge-
setz die Gesundheitsvorsorge in allen 
gesellschaftlichen Bereichen ausge-
weitet werden soll, wird es darauf an-
kommen, hierfür Ziele zu definieren, 
diese demokratisch zu legitimieren 
und deren Umsetzung zu überprüfen. 

k O M M E N T A R

Gemeinsam Ge-
sundheitsförderung 
gestalten!

»Besonders Projekte, die  
die gesundheitlichen Chan-
cen sozial benachteiligter 
Gruppen stärken, stehen 
im Fokus der gemeinsamen 
Aktivitäten.«

KRANKHEITEN VORBEUGEN: Mit Gesundheitsförderung in Kitas und Schulen, etwa durch Projekte zu gesunder 
Ernährung, sollen Kinder aus allen sozialen Schichten erreicht werden.
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„Patientenrechte  
stehen an erster Stelle“
Am 25. Mai 2014 findet die Europawahl statt. Welche Auswirkungen das 
Wahlergebnis auf die Zukunft der Gesundheitspolitik haben kann, dazu 
steht der vdek-Verbandsvorsitzende Christian Zahn Rede und Antwort.

vdek Der Einfluss Europas auf die Gesund-
heitspolitik wächst ständig. Wo kann die 
Europäische Union (EU) Druck ausüben, 
welche Kompetenzen hat sie?
Christian Zahn In der Gesundheitspolitik gibt 
es ein deutliches Spannungsverhältnis. 
Auf der einen Seite liegt die alleinige Zu-
ständigkeit für diesen Politikbereich bei 
einzelnen Mitgliedsstaaten und auf der 
anderen Seite steht das große Ziel, einen 
gemeinsamen europäischen Binnenmarkt 
mit freiem Personen-, Waren- und Dienst-
leistungsverkehr zu schaffen. In diesem 
Spannungsverhältnis hat die EU ihren 
Anspruch auf Mitgestaltung in den letz-
ten Jahren Schritt für Schritt ausgedehnt. 
Aus meiner Sicht ist es wichtig, die Chan-
cen zu sehen, die sich daraus ergeben, 
aber auch die sozialen und gesundheitli-
chen Folgen für Patienten und Versicher-
te abzuschätzen. Das gilt zum Beispiel für 
die Frage, welche Rechte Patienten in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsver-
sorgung haben sollen oder wie sich ein 
mögliches Freihandelsabkommen mit 
den USA auf die Stellung der gesetzlich 
Krankenversicherten auswirkt. Was die 
Gesetzgebung angeht, ist die EU speziell 
bei Medizinprodukten und Arzneimitteln 
sehr aktiv.

vdek Stichwort Medizinprodukte: Der Skan-
dal um die minderwertigen Brustimplan-
tate, von dem auch Hamburgerinnen be-
troffen waren, hat für Empörung gesorgt. 
Es gab ein Urteil und ein Votum des EU-
Parlaments über die geplante Medizinpro-
dukteverordnung. Können die Versicherten 
sich nun beruhigt zurücklehnen?

Christian Zahn Nein, leider nicht. Denn die ent-
scheidenden Konsequenzen wurden noch 
immer nicht gezogen. Damit solche Skanda-
le gar nicht erst entstehen, ist es dringend 
erforderlich, dass die Zulassung von Hoch-
risikomedizinprodukten – etwa von künst-
lichen Hüftgelenken oder Brustimplanta-
ten – sicherer wird. Der jetzige Entwurf des 
künftigen Verfahrens geht nicht weit genug. 
Es reicht nicht aus, Medizinprodukte nur 
national durch private „Benannte Stellen“ 
(wie den TÜV Rheinland) im Rahmen ei-
nes CE-Zertifizierungsverfahrens zuzulas-
sen und mit ein paar mehr Kontrollpflichten 
auszustatten. Wir wollen für die Hochrisi-
koprodukte das gleiche Verfahren wie bei 
der Zulassung von Arzneimitteln. Dazu ge-
hört: Der Nachweis des Nutzen-Risiko-Ver-
hältnisses anhand klinischer Studien, mehr 
Transparenz durch Errichtung einer zent-
ralen Datenbank, die Einführung einer ob-
ligatorischen Haftpflichtversicherung und 
eine Stärkung der Rechte von Patienten. Ihr 
Schutz muss an erster Stelle stehen.

vdek Pfusch bei Medizinprodukten hat die 
Europäer in den letzten Monaten genauso 
beschäftigt wie die Angst vor Missbrauch 
ihrer Daten. Wie sollte die europäische 
Gesundheitspolitik den Datenschutz wei-
terentwickeln?
Christian Zahn Die Daten von Versicherten 
und Patienten müssen besser geschützt 
werden, keine Frage. Sie dürfen nur un-
ter Einhaltung strenger Vorgaben – etwa 
anonymisiert und/oder pseudonymisiert – 
für Abrechnungszwecke oder in der Wis-
senschaft genutzt werden. Mit Augen-
maß muss agiert werden, wenn es um 

Datensammlungen zur Weiterentwicklung 
der Patientenversorgung geht. Um zum 
Beispiel genauer verlässlich zu erfahren, 
welche Diagnosemethoden oder Therapien 
bei Patienten besonders erfolgreich sind, 
geht es nicht ohne die Auswertung großer 
Datenmengen. Auch hier gilt es aber, die 
Einhaltung höchster Datenschutzstandards 
umfassend zu kontrollieren.

vdek Würden Sie sich als überzeugten Eu-
ropäer bezeichnen?
Christian Zahn Ja, die europäische Einigung ist 
für mich ein ungemein wichtiges Projekt. 
Dabei nur auf wirtschaftliches Wachstum 
zu setzen, halte ich aber für verfehlt. So-
ziale Grundrechte, wie etwa der diskrimi-
nierungsfreie Zugang aller Europäer zu 
einer Krankenversicherung, dürfen nicht 
ausgehebelt werden. Zusammen mit an-
deren europäischen Partnern setzt sich der 
Verband der Ersatzkassen dafür ein, dass 
Gegenseitigkeit und Solidarität dominante 
Prinzipien in europäischen Krankenversi-
cherungssystemen bleiben.  

Der vdek-VerbandsvorsitZende Christian 
Zahn  ist gebürtiger Hamburger und hat seinen 
Wohnsitz in der Hansestadt. Neben seinem vdek-
Spitzenamt bekleidet der 65-jährige Jurist außer-
dem das Amt des Verwaltungsratsvorsitzenden des 
GKV-Spitzenverbands und ist Vize-Präsident der 
AIM, der Dachorganisation der Versicherungsver-
eine auf Gegenseitigkeit und der Krankenversiche-
rungen in Europa und der Welt
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